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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgenössischen Räten über das
revidierte BÜPF stellte sich – wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Grüter
(svp, LU) bereits seit längerem angekündigt – das Referendumskomitee „Stop BÜPF“
vor. Ihm gehörten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grünliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewöhnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April präsentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als „unverhältnismässig“ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlängert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten für die Behörden bereithalten müssen, ausgeweitet wurde.
Andererseits störten sich die BÜPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlüsselte Kommunikation abhören können.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitslücken
ausnutzen sollen, wodurch ein „legaler Schwarzmarkt von Sicherheitslücken“ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Präsident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhören
verschlüsselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Präsident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behörden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschäftsführer des Branchenverbandes Swico, die
„überrissenen Mitwirkungspflichten“, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behörden auf ihre Systeme einrichten müssten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphäre nicht auf Vorrat eingeschränkt werden solle – mit
den Worten von Juso-Präsident Fabian Molina: „Im Zweifel für die Freiheit.“ Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, äusserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteipräsidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BÜPF im Parlament gutgeheissen hatte.
Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Hälfte der benötigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklärte Juso-Präsident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttäuscht über die schwache Sammelleistung der bürgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Rückzug Molinas als feige und unzuverlässig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfüllt
hätten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsächlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hätte: Das Komitee verkündete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
müssten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein „gewaltiger Alarmismus“
breitgemacht, der die Sammler zusätzlich anspornte, erklärte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gültige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.
Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hätten eingereicht
werden können. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Für das
Komitee sei es eine „gewaltige Enttäuschung“. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BÜPF wie von den eidgenössischen Räten verabschiedet in Kraft treten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.07.2016
KARIN FRICK
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Luzern waren neu nur noch neun Sitze zu
vergeben. Aufgrund seines geringeren Bevölkerungswachstums verlor der Kanton im
Vergleich zur vergangenen Legislatur einen Sitz. Trotzdem bewarben sich 252
Kandidaten auf 33 Listen für einen der verbliebenen Sitze, beides Rekordwerte. Die
CVP (8) und die SVP (7) traten mit besonders vielen Listen an. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 42.9 Prozent. 

Bei den eidgenössischen Wahlen 2015 war die SVP als klare Siegerin hervorgegangen. Sie
hatte ihren Wähleranteil gesteigert, die CVP überholt und ihren dritten Sitz
zurückerobert. Auch die CVP hatte drei Sitze geholt, die FDP zwei, die SP und die
Grünen je einen. 
Aufgrund des verlorenen Mandates vor den Wahlen 2019 beschränkten sich die meisten
Parteien auf das Verteidigen ihrer Sitze. Für Spannung sorgte der Umstand, dass alle
Bisherigen erneut kandidierten. Es war deshalb schon vor dem Abstimmungssonntag
klar, dass mindestens jemand aus der aktuellen Luzerner Nationalratsdelegation für die
kommende Legislatur nicht mehr in der Grossen Kammer sitzen würde. Aufgrund ihrer
Verluste bei den kantonalen Wahlen im März 2019 besonders gefährdet schienen die
SVP und die CVP. Die SVP hätte sich eine Listenverbindung mit der CVP oder der FDP
«vorstellen können». Doch eine derartige Verbindung kam nicht zustande. So musste
die SVP auf die Bekanntheit ihrer drei bisherigen Nationalräte, Yvette Estermann, Felix
Müri und Franz Grüter (gleichzeitig Ständeratskandidat) setzen – und auf die
Unterstützung ihrer sechs Unterlisten. Statt mit der SVP gingen die ehemaligen
Erzrivalen CVP und FDP zum zweiten Mal nach 2015 gemeinsam eine Listenverbindung
ein und spannten auch vielerorts im Wahlkampf zusammen. Dieses Bündnis wurde
jedoch arg strapaziert, als die CVP in einer umstrittenen CVP-Online Kampagne auch
verschiedene Luzerner FDP-Kandidaten kritisierte. Nachdem sich die kantonale FDP bei
der CVP beschwerte, wurden alle Einträge über die Luzerner FDP-Kandidaten entfernt.
Die betroffenen Kandidaten sahen von einer Klage ab und die Parteien nahmen den
gemeinsamen Wahlkampf wieder auf. Die GLP setzte sich die Rückgewinnung des 2015
an die SVP verlorenen Sitzes von Roland Fischer zum Ziel. Dafür ging sie wie schon vor
vier Jahren eine im nationalen Vergleich eher ungewöhnliche Listenverbindung mit den
Grünen und der SP ein. Die SP, rund um den kantonalen Parteipräsident David Roth,
hegte derweil leise Ambitionen auf einen zweiten Sitz. Die BDP trat dieses Jahr in
Luzern nicht zu den Nationalratswahlen an. Die Partei begründete den Verzicht mit den
geringen Chancen auf einen Sitzgewinn und ihren Fokus auf die Kommunalwahlen im
März 2020. 

Am Wahlsonntag verbuchte die CVP einen unerwarteten Erfolg. Dank einer leichten
Zunahme ihres Wähleranteils (+1.6 Prozentpunkte auf 25.5%) überholte sie die SVP und
wurde neu wieder stärkste Kraft im Kanton. Entgegen der Prognosen konnte sie damit
alle ihre drei Sitze halten. Gewählt wurden Ida Glanzmann-Hunkeler, Andrea Gmür und
Leo Müller. Aufgrund der erfolgreichen Ständeratskandidatur von Andrea Gmür,
verzichtete diese auf ihr Nationalratsmandat und Priska Wismer-Felder rutschte für sie
nach. Einen etwas weniger überraschenden Erfolg feierten die Mitte-Links-Parteien.
Ihre Listenverbindung gewann einen dritten Sitz, welchen die GLP für sich
beanspruchen konnte. Damit zog Roland Fischer zum zweiten Mal nach 2011 in den
Nationalrat ein. Die beiden Bisherigen Michael Töngi (Grüne) und Prisca Birrer-Heimo
(sp) wurden beide wiedergewählt. Das grösste Wähleranteilwachstum verzeichneten die
Grünen, die mit neu 12.2 Prozent (+5.1 Prozentpunkte) nur noch knapp hinter der SP
lagen (13.5%). Grosse Enttäuschung verbreitete sich hingegen bei der FDP, denn die
Listenpartnerin der CVP verlor überraschend ihren zweiten Sitz. Während Albert Vitali
den erneuten Einzug in den Nationalrat schaffte, musste Peter Schilliger seine Abwahl
verdauen. Auch die SVP verlor, neben ihrer Vorherrschaft im Kanton (-3.8
Prozentpunkte auf 24.7%), einen Sitz. Bei ihr traf es Felix Müri, während Franz Grüter –
mit dem besten Ergebnis aller Kandidierenden – und Yvette Estermann die Wiederwahl
schafften. Die Zusammensetzung der Luzerner Nationalratsdelegation lautete somit
neu: 3 CVP, 2 SVP, 1 FDP, 1 SP, 1 GPS und 1 GLP. Die Stimmbeteiligung fiel zwar im
Vergleich zu 2015 (-2.5 Prozentpunkte), lag mit 48.4 Prozent aber dennoch über dem
nationalen Durchschnitt. 2

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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Die Frage ob bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Luzern die historische
Dominanz von FDP und CVP gebrochen werden würde, war in diesem Jahr spannender
als auch schon. Der Sitz des bisherigen Damian Müller (FDP) galt zwar als ungefährdet.
Doch Konrad Graber, der das Amt für die CVP seit 2007 innehatte, trat nicht erneut zur
Wahl an. Um den Sitz das als «Polit-Schwergewicht» bezeichneten Graber zu
verteidigen, schickten die Delegierten der CVP Luzern die Nationalrätin Andrea Gmür
ins Rennen. Sie hatte sich intern gegen andere Parteigrössen durchgesetzt, namentlich
Parteivizepräsidentin Yvonne Hunkeler und Fraktionschef Ludwig Peyer. Gmür trat
zusätzlich auch bei den Nationalratswahlen an – eine Premiere bei der Luzerner CVP,
die sich bisher gegen solche Doppelkandidaturen ausgesprochen hatte. Die
Parteileitung änderte ihre Meinung wohl aufgrund des drohenden Sitzverlustes im
Nationalrat. Die besten Chancen der CVP den Sitz streitig zu machen hatte Franz Grüter
(SVP). Der Nationalrat und ehemalige kantonale SVP-Präsident Grüter hoffte auf ein
gemeinsames Ticket mit FDP-Kandidat Müller. FDP-Präsident Markus Zenklusen
bezeichnete dies anfänglich als Option. Schlussendlich entschied sich die FDP jedoch,
wie bei den Nationalratswahlen mit der CVP zusammenzuspannen. Allerdings sassen
zwei prominente FDP-Frauen im Unterstützungskomitees für Franz Grüter. Zumindest
eine davon, FDP-Vizepräsidentin Anne-Sophie Morand, trat nach Kritik der FDP-
Parteileitung freilich wieder aus dem Komitee aus. In einer Videobotschaft aus der
Wandelhalle empfahl auch Bundespräsident Ueli Maurer Franz Grüter zur Wahl. Maurer
setzte sich damit über den bundesrätlichen Verhaltenskodex hinweg, welcher besagt,
dass amtierende Bundesräte sich im Vorfeld eidgenössischer Wahlen von
parteipolitischen Aktivitäten distanzieren sollten. Das Kandidatenfeld komplettierten
SP-Parteipräsident David Roth, Kantonsrätin Monique Frey (gp), Kantonsrätin Michèle
Graber (glp) und der parteilose Florian Studer. Diese Mitte-Links Kandidaturen galten
allerdings alle als wenig aussichtsreich.

Bereits am Wahlsonntag feiern lassen konnte sich Damian Müller. Er übertraf das
absolute Mehr um 308 Stimmen und wurde damit schon im ersten Wahlgang in seinem
Amt bestätigt. Das erwartete Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen Andrea Gmür und Franz
Grüter entschied die CVP-Frau im ersten Wahlgang deutlich für sich. Sie holte rund
16'000 Stimmen mehr als Grüter. Zwar zeigte sich dieser nach der klaren Niederlage
anfänglich noch zuversichtlich. Doch nachdem sich alle Mitte-Links-Kandidierenden
zurückzogen um die Wahl von Gmür nicht zu gefährden, musste Grüter einsehen, dass
ein Sieg im zweiten Wahlgang sehr unwahrscheinlich wäre. Er verzichtete deshalb
ebenfalls auf die Teilnahme am zweiten Wahlgang, der daraufhin abgesagt wurde.
Andrea Gmür wurde somit in stiller Wahl zur zweiten Luzerner Ständerätin neben Müller
gewählt. 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Die Bauerngewerkschaft Uniterre lancierte mit ihrer Volksinitiative „Für
Ernährungssouveränität“ im Berichtsjahr ein Begehren, welches sich mit der
Lebensmittelversorgung der Schweizer Bevölkerung auseinandersetzt. Nebst der
Förderung inländischer und ökologischer Produktion vereint der vorgeschlagene
Verfassungsartikel verschiedenste landwirtschaftliche Themen auf sich, so z.B. die
Gewährleistung „gerechter Preise“ durch den Bund, das Recht der Bäuerinnen und
Bauern auf freie Samennutzung und -vermehrung oder das Verbot genetisch
veränderter Organismen in der Landwirtschaft. Ein regionaler Vertreter erklärte, im
Unterschied zum Bauernverband nehme Uniterre eine globale Perspektive ein. Es gehe
nicht nur um den Schutz der nationalen Landwirtschaft, sondern um das Recht jedes
Volkes, sich selbst zu versorgen. Insbesondere Entwicklungsländer sollten nicht durch
Marktkräfte dazu gezwungen werden, statt Nahrung für die eigene Bevölkerung
Futtermittel für die Tiere reicher Industriestaaten zu produzieren. Mit dem grünen
Nationalrat  Balthasar Glättli, Juso-Präsident Fabian Molina und Jean Ziegler im
Initiativkomitee konnte Uniterre auf prominente Unterstützung von links zählen. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.09.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nach vier Jahren im Amt kündigten Ständerätin Pascale Bruderer (AG) und Nationalrat
Stéphane Rossini (VS) ihren Rücktritt aus dem Vizeparteipräsidium an. Für die
Vertretung der Westschweiz kündigten Géraldine Savary (VD) und Carlo Sommaruga (GE)
ihr Interesse an. Die Deutschschweizer Vertretung wurde zwischen Hans Stöckli (BE)
und Barbara Gysi (SG) ausgemacht. Die Presse ortete mit der Wahl von Gysi und Savary
Anfang September einen leichten Linksrutsch im Vizepräsidium. Für das fünfköpfige
Gremium bestätigt wurden zudem Marina Carobbio (TI), Jacqueline Fehr (ZH) und der
Präsident der Juso, David Roth (LU). 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die Delegierten der Juso wählten Ende Berichtjahr Dario Schai zum neuen
Zentralsekretär. David Roth, der Präsident der Jungsozialisten und Vizepräsident der
Mutterpartei, machte Mitte April von sich reden, als er sich via Facebook über den Tod
der ehemaligen britischen Premierministerin Margaret Thatcher freute. Während die
einen den Eintrag als ungeschickt bezeichneten und darauf hinwiesen, dass
Jungparteien auch mal provozieren dürften, forderten andere den Rücktritt Roths aus
dem Luzerner Kantonsrat. Ende September gab Roth bekannt, per März 2014 sein Amt
als Juso-Präsident zur Verfügung zu stellen. Der Juso wurde im Berichtjahr wachsender
Einfluss attestiert; nicht nur aufgrund erfolgreicher Lancierungen von Volksbegehren –
Ende September konnte die Jungpartei nach nur 11 Monaten Sammelfrist die nötigen
Unterschriften für die Initiative „keine Spekulation mit Nahrungsmitteln“ einreichen –
sondern auch aufgrund der Wirkung innerhalb der eigenen Partei. Die ausgefeilte Taktik
wurde dabei insbesondere mit dem bis 2011 als Juso-Präsident amtenden Vorgänger
von Roth, Cédric Wermuth (AG), in Verbindung gebracht. 6

ANDERES
DATUM: 16.12.2013
MARC BÜHLMANN

Bei den JungsozialistInnen (Juso) wurde der scheidende Präsident David Roth (LU)
Mitte März in Bern durch den mit 161 zu 78 Stimmen neu gewählten Fabian Molina (ZH)
ersetzt. Molina war der einzige Kandidat. Er ist nationaler Jugendsekretär der
Gewerkschaft Unia, Gemeindeparlamentarier in Illnau-Effretikon (ZH) und studiert an
der Universität Zürich. Im Vorfeld der Wahl war kritisiert worden, dass keine Frau
angetreten war. Molina will die radikale und provokative Linie seiner Vorgänger – Cedric
Wermuth (AG) und David Roth – weiterführen. Ende Jahr wurde Molina an der
Delegiertenversammlung der Juso in Schaffhausen zudem von den JungsozialistInnen
per Resolution zum SP-Vizepräsidenten nominiert. Per Ende Februar 2015 wird David
Roth von diesem Posten, der aufgrund einer ungeschriebenen Regel jeweils den Juso
zugerechnet wird, zurücktreten. 7

ANDERES
DATUM: 15.03.2014
MARC BÜHLMANN

Ein Wechsel an der Spitze der SP scheint für die nächste Zeit nicht geplant zu sein. An
der Delegiertenversammlung Ende Juni in Winterthur wurden der seit 2008 amtierende
Parteipräsident Christian Levrat und das fünfköpfige Vizepräsidium, bestehend aus
Jacqueline Fehr (ZH), Barbara Gysi (SG), Géraldine Savary (VD), Marina Carobbio
Guscetti (TI) und David Roth (LU) wiedergewählt. Levrat gab bekannt, sich auch nach
den Wahlen 2015 weiterhin als Präsident zur Verfügung zu stellen. Er wurde von der SP
des Kantons Freiburg Ende Jahr auch wieder als Ständeratskandidat nominiert. 8

ANDERES
DATUM: 28.06.2014
MARC BÜHLMANN

Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende» vor, wie hoch die Subventionen für
die fünf grössten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendförderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fördern, erfüllen sie die Bedingungen für staatliche
finanzielle Unterstützung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grünen CHF
23'671. Die Unterschiede erklären sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfüllung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Präsidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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in der Zeitung als vom Staat geförderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, würden die Subventionen aber deshalb
beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten würde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er sämtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Präsidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Präsidenten der Jungen Grünen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien könnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht möglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» für die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 9

1) Medienmitteilung Digitale Gesellschaft vom 7.7.16; Medienmitteilung Piratenpartei vom 7.7.16; Medienmitteilung Stop BÜPF
vom 23.3.16; Medienmitteilung Swico vom 7.7.16; Mitteilung Stop BÜPF vom 7.6.16; AZ, 17.3.16; AZ, 18.3.16; BZ, LZ, 19.3.16; LZ,
24.3.16; SO, 27.3.16; LZ, 29.3.16; CdT, Lib, NZZ, TG, 13.4.16; TA, 11.5.16; Lib, NZZ, 8.6.16; BaZ, 15.6.16; Blick, NZZ, TA, 28.6.16;
NZZ, TA, 30.6.16; NZZ, TA, TG, 8.7.16
2) LZ, 15.4., 27.5., 13.6., 11.7., 10.8.19; LZ, 22.8.19; LZ, 28.8., 3.9., 19.9.19; LZ, 20.9.19; LZ, 23.9., 28.9., 21.10.19
3) LZ, 24.1., 30.1., 10.4., 11.4., 27.5., 29.6., 11.7.19; SGT, 28.8.19; LZ, 19.9.19; LZ, TA, 28.9.19; LZ, 21.10., 23.10.19
4) TG, 27.5.14; AZ, 11.7.14; BLZ, 4.8.14; AZ, Lib, NZZ, QJ, TG, 1.10.14
5) Blick, 27.2.12; TA, 13.3.12; NF, 26.5.12; 24h, 7.6. und 9.7.12; Lib., 31.8.12; TA, 4.9.12; Presse vom 7.9.12; Presse vom 10.9.12;
SGT, 11.9.12.
6) Blick und NLZ, 10.4.13; NZZ, 11.4. und 9.8.13; NZZS, 6.10.13; BaZ, 20.8. und 27.9.13; SoZ, 29.9.13; NZZ, 16.12.13.
7) NZZ, 17.3.14; BaZ, NZZ, TA, 18.3.14; SN, 15.12.14
8) NZZ, 30.6.14; Lib, 4.12.14
9) SO, 12.4.15; So-Bli, 3.5.15; Blick, 2.7.15; LZ, 19.8.15; SGT, 22.8.15; TA, 26.9.15
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